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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch der Gertrud Vuihop, Osn^rück, 

gegen die Güitigkeit der Wahi zum 7. Deutschen Bundestag 

vom 19. November 1972 — Az. 26/72 - 

A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Ausschluß vom Wahlrecht 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des Bun- 
destages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 
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C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. de With Dürr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssadie — Az. 26/72 — der Gertrud Vulhop, Osnabrück, 
Bevollmächtigter: RA Otto-Heinz Beckmann und Dr. Jürgen Riedel, Osnabrück, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 im Wahlkreis 33 — Osnabrück — 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 19. Dezember 1972 — einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 20. De- 
zember 1972 — haben die oben bezeichneten 
Rechtsanwälte im Aufträge der Einspruchsführe- 
rin Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag im Wahlkreis 33 — 
Osnabrück — eingelegt. 

Zur Begründung tragen sie vor: 

Der Beschwerdeführerin sei gemäß § 13 Nr. 1 des 
Bundeswahlgesetzes (BWG) in der Fassung vom 
7. Juli 1972 das Wahlrecht zum Deutschen Bun- 
destag am 19. Dezember 1972 entzogen worden. 
Demzufolge sei sie nicht in das Wählerverzeich- 
nis aufgenommen worden. Aus demselben 
Grunde habe sie bereits die Bundestagswahl zum 
6. Deutschen Bundestag vom 28. September 1969 
angefochten. 

Der Wahleinspruch gegen die Gültigkeit zum 
6. Deutschen Bundestag wurde vom Deutschen 
Bundestag gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als 
offensichtlich unbegründet zurückgewiesen (Az. 
7/69). Bereits im Jahre 1969 befand sich die Be- 
schwerdeführerin als Fernmeldesekretärin in 
einem Rechtsstreit mit der Postbehörde. Infolge 
dieses Streites ist sie zwangsweise zur Ruhe ge- 
setzt worden. Hiergegen hat sie Klage beim Ver- 
waltungsgericht eingereicht. Die Sache ist noch 
nicht rechtskräftig entschieden. 

Gegen die Beschwerdeführerin wurde auch ein 
Disziplinarverfahren eingeleitet. Im Laufe dieses 
Verfahrens wurde ein Gutachter bestellt. Auf- 
grund des Gutachtens wurde für die Beschwerde- 
führerin ein Pfleger bestellt und zwar durch Be- 
schluß des Amtsgerichtes Osnabrück vom 15. Sep- 
tember 1967. Die Einspruchsführerin vertritt den 
Standpunkt, daß die angeordnete Pflegschaft zu 
Unrecht erfolgt ist. 

In der Bestallung des Stadtamtmanns Heinemann 
als Pfleger heißt es4 „Sein Wirkungskreis umfaßt 
die Vertretung der Pflegebefohlenen , in dem 
gegen sie einzuleitenden Zurruhesetzungsverfah- 


ren gemäß § 44 BBG.'' (Vgl. Beschluß des Deut- 
schen Bundestages Az. 7/69 Seite 3). 

In den Entscheidungsgründen zu der genannten 
Wahlanfechtungssache aus dem Jahre 1969 wird 
in den Entscheidungsgründen u. a. ausgeführt: 

,In § 44 des Bundesbeamtengesetzes (BBG), der 
das Zurruhesetzungsverfahren von Beamten re- 
gelt, heißt es in Absatz 1 Satz 2: „Ist der Beamte 
zur Wahrnehmung seiner Rechte in dem Verfah- 
ren nicht in der Lage, so bestellt das Amtsge- 
richt auf Antrag des Dienstvorgesetzten einen 
Pfleger als gesetzlichen Vertreter in dem Ver- 
fahren; die Vorschriften des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
für das Verfahren bei Anordnung einer Pfleg- 
schaft nach § 1910 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gelten entsprechend." Aus § 13 Nr. 1 BWG ergibt 
sich in Verbindung mit § 1910 Abs. 2 BGB, daß 
vom Wahlrecht nur ausgeschlossen ist, wer 
wegen geistigen Gebrechens unter Pflegschaft 
steht. Nach § 1910 Abs. 3 BGB kann eine Pfleg- 
schaft angeordnet werden, wenn der Volljährige, 
der nicht unter Vormundschaft steht, nur für eine 
bestimmte Angelegenheit oder für einen be- 
stimmten Kreis von Angelegenheiten eines be- 
sonderen Schutzes bedarf. Die einzelnen Ange- 
legenheiten können sowohl im zivilrechtlichen 
wie im öffentlich-rechtlichen Bereich liegen. 

Zu letzterem gehört, wenn es sich dabei um eine 
Pflegschaft besonderer Art handeln mag, die 
Pflegschaft nach § 44 Abs. 1 BBG. Zwar wird in 
dieser Bestimmung lediglich hinsichtlich der Ver- 
fahrensvorschriften auf § 1910 BGB verwiesen. 
Da § 13 Nr. 1 BWG eine Unterscheidung bei der 
Anordnung der Pflegschaft nach den verschiede- 
nen möglichen Bereichen nicht vornimmt, muß 
dennoch die Pflegschaft in dem Verfahren betref- 
fend Versetzung in den Ruhestand gemäß § 44 
Abs. 1 BBG als Pflegschaft wegen geistigen Ge- 
brechens im Sinne des § 1910 Abs. 2 BGB gewer- 
tet werden (vgl. BGB — RGRK § 1910 Anm. 5). 
Dem steht nicht entgegen, daß die angeordnete 
Pflegschaft nach Beendigung des Zurruheset- 
zungsverfahrens wieder aufgehoben werden 
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muß. Dasselbe gilt nämlich bei der Anordnung 
der Pflegschaft zur Vertretung in anderen ein- 
zelnen Angelegenheiten, z. B. der Vertretung im 
Ehescheidungsverfahren. 

Obwohl die Rechtslage gegen die Einspruchsfüh- 
rerin spricht, vertritt der Ausschuß die Auffas- 
sung, daß die Rechtsfolge aus § 13 Nr. 1 BWG in 
Verbindung mit § 1910 Abs. 2 BGB in Einzelfäl- 
ien zu nicht gerechtfertigtem Ausschluß vom 
Wahlrecht führen kann. Da es aber nicht Auf- 
gabe der Wahlprüfung sein kann, geltende Ge- 
setze zu überprüfen, hielt es der Ausschuß für 
angebracht, den Bundesminister des Innern zu 
bitten, unverzüglich gesetzgeberische oder, wenn 
diese für ausreichend gehalten werden sollten, 
verwaltungsinterne Maßnahmen zu ergreifen, um 
hier eine hinreichende Klarheit und Rechtssicher- 
heit zu schaffen.' 

Im übrigen hat der Wahlprüfungsausschuß da- 
mals festgestellt, der Wahleinspruch könne als 
offensichtlich unbegründet zurückgewiesen wer- 
den, da eine Teilnahme der Einspruchsführerin 
auch hinsichtlich der Zweitstimmen keinen Ein- 
fluß auf die Mandatsverteilung im Bundestag ge- 
habt hätte. 

Die Bevollmächtigten tragen in ihrer neuerlichen 
Wahlanfechtungsbegründung vor, es könne da- 
hingestellt sein, ob die angeordnete Pflegschaft 
zu Recht erfolgt sei oder nicht. Ausdrücklich sei 
die Pflegschaft jedenfalls nur ergangen für das 
Zurruhesetzungsverfahren. Der Gutachter Dr. 
Raeter habe auch ausdrücklich noch einmal auf 
Anfrage erklärt, daß sein Gutachten über die 
angebliche Unzurechnungsfähigkeit sich nur auf 
den Komplex des Streites der Beschwerdeführe- 
rin mit der Bundespost beschränke. Dazu habe er 
wörtlich ausgeführt: . . . Der Begriff Zurech- 
nungsfähigkeit bzw. -Unfähigkeit nach dem StGB, 
etwa, ist wesentlich weitherziger, großzügiger, 
daß sie aber durchaus geschäftsfähig im Sinne des 
BGB ist. Es besteht daher in ihrem Fall keine 
Handhabe, andererseits auch nicht die Notwen- 
digkeit, ihr einen Vermögenspfleger nach § 1910 
BGB einzurichten . . . Eine Entmündigung des Frl. 
G. V. käme auch nicht in Betracht, da sie ihre 
sonstigen Angelegenheiten sämtlich selbst besor- 
gen kann. Von dem einen, sie fast ein Jahrzehnt 
allerdings nahezu „hauptamtlich" beschäftigenden 
Komplex abgesehen, der nunmehr seinen Ab- 
schluß gefunden hat . . . Außerhalb dieses Kom- 
plexes ist bezüglich ihrer Person nichts zu be- 
sorgen.' 

Aus dieser Begutachtung, so meinen die Bevoll- 
mächtigten, und aus dem entsprechenden Be- 
schluß des Amtsgerichts gehe eindeutig hervor, 
daß die Pflegschaft nur für einen Punkt, nämlich 
das Zurruhesetzungsverfahren, angeordnet wor- 
den sei. 

Im übrigen vertreten die Bevollmächtigten die 
Auffassung, wenn in dem § 13 Nr. 1 BWG allge- 
mein von Pflegschaft gesprochen sei, so müsse 
diese Bestimmung so ausgelegt werden, daß diese 
Bestimmung sich nur auf den Fall der Anordnung 
einer allgemeinen Pflegschaft beziehen könne. 


Wie jede Bestimmung eines Gesetzes müsse sie 
im Sinne eines gemeinten Zweckes ausgelegt 
werden. Der Gesetzgeber habe sicher nicht dar- 
an gedacht und es auch nicht ausdrücken wollen, 
daß jemand, gegen den eine eindeutig be- 
schränkte Pflegschaft angeordnet worden sei, des- 
sen geistige Qualitäten aber eindeutig normal 
seien, vom Wahlrecht ausgeschlossen werden 
könnte. 

Mit Schreiben vom 12. Februar 1973 hat der Bun- 
desminister des Innern zu dem Wahleinspruch 
und dem Beschluß des Deutschen Bundestages in 
der bereits zitierten Wahlanfechtungsangelegen- 
heit — Drucksache Vl/343 — Stellung genommen. 
In dieser Stellungnahme heißt es u. a.: „Da das 
Verfahren nach § 44 BBG noch nicht abgeschlos- 
sen ist und das Gericht die Anordnung der Pfleg- 
schaft bisher auch nicht aufgehoben hat, ist die 
Voraussetzung des § 13 Nr. 1 BWG für den 
Ausschluß vom Wahlrecht noch immer gegeben. 
Unerheblich ist dabei, daß die Beschwerdeführe- 
rin den Standpunkt vertritt, die Pflegschaft sei 
zu Unrecht erfolgt. 

Hierzu ist zu bemerken, daß das Gericht bei der- 
artigen Verfahren nicht an die Auffassung des 
Dienstvorgesetzten des Beamten oder an die der 
Einleitungsbehörde gebunden ist. Es prüft viel- 
mehr selbständig, ob der Beamte zur Wahrneh- 
mung seiner Rechte außerstande, geisteskrank 
oder verhandlungsunfähig ist. Durch diese Prü- 
fung des Gerichts ist sichergestellt, daß der Aus- 
schluß vom Wahlrecht bei Pflegschaftsbestellung 
nach § 44 BBG in Verbindung mit § 26 Beamten- 
rechtsrahmengesetz (BRRG) nur in Frage kommt, 
wenn sie wegen geistigen Gebrechens angeord- 
net ist. 

Die Auffassung der Beschwerdeführerin, daß die 
Bestimmung des § 13 Nr. 1 BWG sich nur auf 
Fälle einer allgemeinen Pflegschaft beziehen 
könne und der Gesetzgeber nicht daran gedacht 
habe, denjenigen vom Wahlrecht auszuschließen, 
„gegen den eine eindeutig beschränkte Pfleg- 
schaft angeordnet worden ist, dessen geistige 
Qualitäten aber eindeutig normal sind", ist un- 
richtig. 

Der Gesetzgeber hat bei § 13 Nr. 1 BWG aus- 
drücklich an die Pflegerbestellung wegen geisti- 
gen Gebrechens nach § 1910 Abs. 2 BGB gedacht. 
Im Gegensatz zum körperlich Gebrechlichen kann 
der geistig Gebrechliche einen Pfleger nur für 
bestimmte oder einen Kreis von Angelegenhei- 
ten, insbesondere seine Vermögensangelegen- 
heiten erhalten, nicht aber für alle Angelegenhei- 
ten. Daher ist auch im vorliegenden Fall der 
Pflichtenkreis des Pflegers nur auf die Wahrneh- 
mung der Angelegenheiten im Zurruhesetzungs- 
verfahren begrenzt. Die Geschäftsfähigkeit der 
Betroffenen bleibt im übrigen unberührt. 

Es hat nicht in der Absicht des Gesetzgebers ge- 
legen, bei den Fällen des Ausschlusses vom Wahl- 
recht nach § 13 Nr. 1 BWG im einzelnen zu diffe- 
renzieren, unter welchen Umständen bei geisti- 
gen Gebrechen die Pflegerbestellung erfolgt ist, 
sei es 
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— in beamtenrechtlichen Angelegenheiten nach 
§ 44 BBG, 

— in privatrechtlichen Vermögensangelegenhei- 
ten oder 

— mit oder ohne Einwilligung des Gebrechlichen, 

Zudem würde eine Regelung, die die Fälle des 
§ 44 BBG ausschließt, unter dem Gesichtspunkt 
des Gleichheitsgrundsatzes des Artikels 3 GG 
nicht unbedenklich sein. 

Der Bundesminister der Justiz teilt meine vor- 
stehende Beurteilung des Wahleinspruchs. Zu den 
rechtspolitischen Erwägungen des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung (vgl. Drucksache 1/1/343) weist er ergänzend 
noch auf folgendes hin: 

„Nach § 1910 Abs, 2 BGB kann einem Volljähri- 
gen, der nicht entmündigt ist, bei geistigen Ge- 
brechen ein Pfleger stets nur für einzelne oder 
einen bestimmten Kreis seiner Angelegenhei- 
ten bestellt werden. Die Pflegerbestellung wird 
unter dem Gesichtspunkt angeordnet, ob ein 
„pflegschaftliches Fürsorgebedürfnis" vorliegt 
(vgl. Palandt-Lauterbach, Kommentar zum BGB, 
§ 1910 Anm. 2 c). Sie bedeutet also nicht, daß 
derjenige, für den die Pflegschaft angeordnet 
wurde, hinsichtlich des von der Pflegschaft nicht 
betroffenen Kreises seiner Angelegenheiten 
geistig gesund wäre, wenngleich er insofern als 
voll geschäftsfähig angesehen wird. De lege 
ferenda würden darum nur zwei Wege mög- 
lich sein: entweder man läßt, wie das geltende 
Recht, bei einer Pflegerbestellung den Ver- 
dacht eines weiterreichenden geistigen Gebre- 
chens ausreichen, um daran den Ausschluß des 
Wahlrechts zu knüpfen, oder man geht von der 
durch die Pflegerbestellung nicht zu wider- 
legenden Vermutung aus, daß der Pflegling 
hinsichtlich der Ausübung seines Wahlrechts 
als geistig gesund anzusehen ist; dann müßte 
er in allen Fällen der Pflegerbestellung das 
Wahlrecht behalten. Die anscheinend vom Aus- 
schuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung gewünschte Differenzierung 
entsprechend den Einzelfällen bei der Beurtei- 
lung der Frage, ob de lege ferenda an die 
Pflegerbestellung der Ausschluß vom Wahl- 
recht geknüpft sein soll, erscheint mir daher 
nicht möglich." 

Mit Schreiben vom 22. Dezember 1972 hat sich die 
Einspruchsführerin selbst an den Wahlprüfungs- 
ausschuß gewandt und u, a. den Beschluß des 
Amtsgerichts Osnabrück vom 17. November 1972 
mit dem der Antrag der Einspruchsführerin auf 
Aufhebung der Pflegschaft zurückgewiesen 
wurde, beigefügt. 

In ihrem Schreiben erklärt sie, sie habe kein Gut- 
achten erstellen lassen, keinen Pfleger beantragt, 
auch habe ihr Dienstvorgesetzter keinen entspre- 
chenden Antrag gestellt. 

In dem Zurückweisungsbeschluß wird u, a. aus- 
geführt: „ . . . Zwar hat der Gutachter in einem 


Schreiben vom 9. Februar 1967 ausgeführt, diese 
Zurechnungsunfähigkeit beziehe sich nur auf das 
Disziplinarverfahren und die damit zusammen- 
hängenden Tatsachen. Wie das Landgericht in 
seinem Beschluß vom 15. September 1967 zutref- 
fend ausgeführt hat, hängt das Zurruhesetzungs- 
verfahren inhaltlich mit vorangegangenen Diszi- 
plinarverfahren eng zusammen, so daß die darin 
zu berücksichtigenden Tatsachen auch in diesem 
Verfahren eine ausschlaggebende Rolle spielen. 

Die Einwilligung der Betroffenen ist für die Ein- 
leitung und Aufrechterhaltung der Pflegschaft 
nach herrschender Meinung in Rechtsprechung 
und Lehre nicht erforderlich." 

In ihrem bereits zitierten Schreiben hat die Ein- 
spruchsführerin sich schließlich bereit erklärt, sich 
vor dem Wahlprüfungsausschuß des Deutschen 
Bundestages persönlich und auf eigene Kosten 
vorzustellen. Es liege ihr sehr viel daran, daß sich 
der Ausschuß ein eigenes Urteil über ihre Per- 
son bilden könne, damit sie ihr Wahlrecht wieder 
erhalte. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 2 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. Nach 
§ 13 Nr. 1 BWG in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. Juli 1972 ist vom Wahlrecht ausgeschlossen, 
wer wegen geistigen Gebrechens unter Pflegschaft 
steht. Personen, die wegen körperlicher Gebrechen 
einen Pfleger erhalten haben, sind wahlberechtigt. 
Die Voraussetzungen für die Bestellung eines Ge- 
brechlichkeitspflegers sind in § 1910 BGB geregelt. 
Die Anordnung einer Pflegschaft und die damit ver- 
bundene Bestellung eines Pflegers, die an sich die 
Geschäftsfähigkeit des Pfleglings nicht berührt, be- 
schränkt die allgemeine Handlungsfreiheit des Be- 
troffenen insoweit, als er die von dem Pfleger ab- 
geschlossenen bürgerlichen Rechtsgeschäfte gegen 
sich gelten lassen muß. Hinzu kommen weitere sich 
aus dem bürgerlichen Recht ergebende Beeinträchti- 
gungen, der Verlust der Prozeßfähigkeit in einem 
von dem Pfleger geführten Rechtsstreit und der Ver- 
lust des Wahlrechts (vgl. § 13 Nr. 1, § 16 Abs. 2 Nr, 1 
BWG und die entsprechenden Vorschriften für die 
Landes-, Kreis- und Gemeindewahlen). (Vgl, Bundes- 
VerfGE Bd. 19 S. 93, 95 f,). In dieser Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts wird weiter ausgeführt, 
diese Beschränkung der freien Entfaltung der Per- 
sönlichkeit sei ein Bestandteil der verfassungsmäßi- 
gen Ordnung. 

Der einzelne müsse sich diejenigen Schranken seiner 
Handlungsfreiheit gefallen lassen, die der Gesetz- 
geber zur Pflege des sozialen Zusammenlebens in 
den Grenzen des bei dem gegebenen Sachverhalt 
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allgemein Zumutbaren zieht, vorausgesetzt, daß da- 
bei die Eigenständigkeit der Person gewahrt bleibe. 

Es kann nicht Gegenstand des Wahlprüfungsverfah- 
rens sein, zu prüfen, ob die Anordnung der Pfleg- 
schaft im vorliegenden Falle das Grundrecht des 
Artikels 2 Abs. 1 GG verletzt hat, weil die Voraus- 
setzungen für die Anordnung der Pflegschaft nicht 
Vorlagen. Der Wahlprüfungsausschuß hat auch da- 
von Abstand genommen, in die Prüfung der Frage 
einzutreten, ob die in der Stellungnahme des Bun- 
desministers des Innern vom 12. Februar 1973 zum 
Ausdruck gekommene Rechtsauffassung, eine Diffe- 
renzierung hinsichtlich der Rechtsfolgen bei Anord- 
nung der Pflegschaft würde unter Umständen den 
Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 GG verletzen, 
durchgreift oder nicht. 

Wenn auch letzte Bedenken gegen die Verfassungs- 
mäßigkeit des Ausschlusses vom Wahlrecht durch 
die Stellungnahme des Bundesministers des Innern 
nicht ausgeschlossen werden konnten, so konnte der 
Ausschuß doch von der Tatsache ausgehen, daß ein 
eventueller Verstoß gegen Wahlrechtsvorschriften 
ohne Einfluß auf das Wahlergebnis im betroffenen 
Wahlkreis geblieben wäre. Das Bundesverfassungs- 
gericht hat in einer Entscheidung festgestellt, daß 
alle Verstöße gegen Wahlrechtsbestimmungen von 
vornherein als unerheblich ausscheiden, „die die Er- 
mittlung des Wahlergebnisses nicht berühren. Aber 
auch Wahlfehler, die die Ermittlung des Wahlergeb- 


nisses betreffen, können die Beschwerde dann nicht 
rechtfertigen, wenn sie angesichts des Stimmver- 
hältnisses keinen Einfluß auf die Mandatsvertei- 
lung haben konnten.“ 

[Bundes VerfGE Bd. 4, (372 f.)]. 

Aufgrund dieser Feststellungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts, die nicht nur im Beschwerdeverfahren 
gelten, war der Einspruch als offensichtlich unbe- 
gründet zurückzuweisen, da eine Teilnahme der 
Einspruchsführerin auch hinsichtlich der Zweit- 
stimme keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im 
Bundestag gehabt hätte. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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